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Berlin, 8. April. Bei der heute been- 
digten Ziehung der 1. Klaſſe 174. königl. preu- 
ßiſcher Klaſſenlotterie fielen: 

1 Gewinn von 15,000 Mk. auf Nr. 

1 Gewinn von 9000 Mk. auf Nr. 

1 Gewinn von 3600 Mk. auf Nr. 

2 Gewinne von 1500 Mk. auf Nr. 
53581. 

2 Gewinne von 300 Mk. auf Nr. 17017 
20562. 


71297. 
63487. 
31602. 

51386 


Dentſchland. 
Berlin, 8. April. Dem Reichstage iſt jol- 
gendes Schreiben des Reichskanzlers zugegangen: 
Berlin, den 4. April 1886. 

Bei der Berathung des Entwurfs eines Mi- 
litär Strakgeſetzbuches hat der Reichstag in ſei⸗ 
ner Sitzung vom 8. Juni 1872 beſchloſſen, den 
Reichskanzler zu erſuchen, 1) zu veranlaſſen, daß 
eine ſachverſtändige und umfaſſende Unterſuchung 
darüber angeſtellt werde, welche Einwirkung auf 
die Geſundheit die Vollſtreckung des mittleren und 
des ſtrengen Arreſtes ausübe, ob und inwieweit 
nachtheilige Wirkungen wahrzunehmen ſind, welche 
mit der beſonderen Art der Ernährung und des 
Aufenthaltes zuſammenhängen; 2) das Ergebniß 
dieſer Unterſuchung zur Kenntniß des Reichstages 
zu bringen. Die in diefer Reſolution in Anre- 
gung gebrachten Erhebungen ſind von der Mili⸗ 
tät-Verwaltung zunächſt für das Halbjahr vom 
1. April bis Ende September 1873 angeſtellt 
und ſodann während eines zwölfjährigen Zeit⸗ 
raumes, nämlich in der Zeit vom 1. Oktober 
1873 bis 30. September 1885 fortgeſetzt, dem⸗ 
nächſt aber mit dem letztgedachten Zeitpunkte ein- 
geſtellt worden, nachdem das eingegangene Be⸗ 
richtsmaterial eine ausreichende Grundlage für 
die Beurtheilung der angeregten Frage verſchafft 
bat. Die angeſtellten Erhebungen haben folgen- 
des Ergebniß gehabt. In dem Zeitraum vom 
1. April 1873 bis 30. September 1885 ſind 
bei 1,385,451 vollſtreckten Arreſtſtrafen im Gan⸗ 
zen nur 50 Erkrankungen zu verzeichnen geweſen, 
welche auf die Verbüßung einer ordnungsmäßig 
vollſtreckten Strafe im mittleren oder ſtrengen 
Arreſt zurückzuführen waren. Es find hierbei — 
dem Sinne der Reichstags⸗Reſolu'ion entſprechend 
— diejenigen Erkrankungen nicht mitgezählt wor⸗ 
den, welche mit der Strafe nur in einem zeit- 
lichen, nicht aber urſächlichen Zuſammenhange 
ſtanden oder aber welche durch Unregelmäßig⸗ 
keiten in der Strafpollſtreckung bedingt waren. 
Mehr als die Hälfte der 50 Krankheitsfälle, näm- 
lich 29 (d. i. 58 Prozent), beſtand in Affektio ⸗ 
nen der Verdauungs⸗Organe, bei 9 (b. i 18 
Prozent) handelte es ſich um Folg'ezuſtände des 
längeren Liegens, der Reſt von 12 vertheilt 
fig auf Affektionen der Reſpirattons- und Zir⸗ 
kulations- Organe, der Augen, ſowie auf Allge- 
mein-Erfranfungen. Geſtorben iſt von dieſen 50 
Erkrankten Keiner. Rechnet man auch diejenigen 
Erkrankungen von Arreſtaten hinzu, welche über- 
haupt während der Strafverbüßung oder in di⸗ 
rektem Anſchluß an dieſelbe, wenn auch nicht als 
deren Folge aufgetreten ſind, ſo beläuft ſich die 
Geſammtzahl der Krankheitsfälle (einſchließlich der 
erwähnten 50) auf 291. Es kommt ſonach auf 
4761 Arreſtaten je 1 Erkrankung überhaupt und 
auf 27,709 Arreſtaten je 1 Erkrankung, welche 
als Folge der ordnungemäßig verbüßten Strafe 
anzuſehen war. Vergleicht man damit das Er- 
krankungs⸗Verhältniß der dienſtthuenden Mann⸗ 
ſchaften der Armee, ſo ergiebt ſich, daß in den 
Rapportjahren von 1873 — 74 bis 1883 — 84, 
ſelbſt wenn nur die Lazareth- und Revierkranken 
in Rechnung gezogen, die Schonungskranken aber 
außer Betracht gelaſſen werden, auf je 1,5 
Mann der Durchſchnitts⸗Kopfſtärke der Armee 1 
Erkrankung kam. Die vorſtehend angeführten 
ſtatiſtiſchen Daten beziehen ſich auf das Garde 
und 1. bis 15. (aueſchließlich des 12. königlich 

ſächſiſchen) Armeekorps. 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
v. Bötticher. 

ö — Das Abgeordnetenhaus berteth in ſeiner 
heutigen Sitzung zunächſt in dritter Leſung den 
Geſehentwurf, betreffend die Errichtung und Un- 
terhaltung von Fort oildungsſchulen in den Pro- 
vinzen Weſtpreußen und Poſen, der nur in fet- 
nem $ 2, welcher außer den Stunden des Haupt 
gottesdienſtes den Jortbildungs Schulunterricht 
vährend der übrigen Stunden des Sonntags ge⸗ 
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ſtattet, zu einer längeren Debatte führte. Der 
Behauptung, daß die Regierung in der Erziehung 
der Jugend einer realiſliſch-ſozialiſtiſchen Tendenz 
huldige, trat der Herr Staatsminiſter v. Boetti ⸗ 
cher entſchleden entgegen, indem er verſicherte, daß 
die Regierung die Anſchauung, daß für eine aus⸗ 
reichende Heiligung des Sabbaths geſorgt werden 
müſſe, durchaus theile, daß fie aber in der Fort⸗ 
bildung des Geiſtes nicht eine Beeinträchtigung 
der religiöfen Erziehung der Jugend zu erblicken 
vermöge. Ein von einem Theile der Konjervati- 
ven mit Unterſtützung des Zentrums geſtellter An- 
trag, wonach der Beſuch des Unterrichts an 
Sonn- und Feſttagen nicht erzwungen werden ſoll, 
wurde abgelehnt und § 2 in namentlicher Ab- 
ſtimmung mit 184 gegen 107 Stimmen unver- 
ändert angenommen. (Dafür ſtimmten die Na- 
tionalltberalen, die Freikonſervativen, der größte 
Theil der Konſervativen und einige Freiſinnige.) 
Mit derſelben Majorität wurde ſodann der Ge⸗ 
ſetzentwurf im Ganzen definitiv angenommen. 
Desgleichen wurde der Geſetzentwurf, betreffend 
die Beſtrafung der Schulverſäumniſſe, in dritter 
Leſung definitiv genehmigt, nachdem auf einen be⸗ 
züglichen Antrag der Vertreter der Staatsregie- 
rung, Geh. Regierungsrath Dr. Kugler, erklärt 
hatte, daß der Nachtragsetat, die Lehrerdotationen 
in den öſtlichen Provinzen betreffend, vorausſicht⸗ 
lich in den nächſten Tagen dem Hauſe zugehen 
werde. Der Geſetzentwurf zur Abänderung des 
Geſetzes, betreffend die Landeskreditkaſſe in Kaſſel, 
wurde in 1. und 2. Leſung debattelos erledigt. 
Nächſte Sitzung Freitag 11 uhr. (Erſte Leſung 
dis Geſetzentwurfs, betr, die Kommunalbeſteuerung 
der Offiziere; Rechnungsſachen; Berichte; kleinere 
Vorlagen.) 

— Die konſervative Fraktion des Abgeord- 
netenhauſes hat durch die Abgg. v. Minnigerode 
und Graf Kanitz folgende, von der geſammten 
Fraktion unterſtützte Interpellation eingebracht: 

„Die Unterzeichneten erlauben ſich an die 
königliche Staatsregierung die Anfrage zu richten, 
ob die königliche Staatsregierung innerhalb des 
Bundesraths weitere geſeßgeberiſche Maßregeln 
anzuregen beabſichtigt, welche darauf gerichtet find, 
dem bedrohlichen Preisniedergange der land wirth⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe zu begegnen und eine mei- 
tere Steuererleichterung der Kommunen und kom- 
munalen Verbände herbeizuführen.“ 

— Das „Reuter'ſche Bureau“ läßt ſich aus 
Tientſin vom 7. d. M. telegraphiren: 

Der engliſche Geſandte für China, Waſham, 
welcher auf feinen Poſten abgegangen iſt, über- 
bringt bezüglich der zwiſchen England und China 
ſchwebenden Fragen ſehr freundſchaftliche Schreiben 
der Königin an den Kaiſer von China; auch 
wird derſelbe dem Kaiſer die Verfiherung der 
freundſchaſtlichen Geſinnungen Englands gegen 
China in Beziehung auf die Annexion Birmas 
aueſprechen. Wie es heißt, wird die Königin, 
um die Thatſache hervorzuheben, daß engliſches 
und chineſiſches Gebiet Nachbargebiete geworden 
finv, dem Kaiſer von China ihren kalſerlichen Or- 
den verleihen, deſſen Dekoration in Brillanten dem 
Erſteren durch einen Spezialgeſandten überbracht 
werden wird. 

Es erhellt hieraus, daß man in London ſehr 
großen Werth darauf legt, in thunlichſter Bälde 
enge und dauernde Freundſchaftsbeziebungen mit 
China anzuknüpfen. Nicht nur Rückſichten des 
Handels, ſondern auch der zentralaſtatiſchen Po- 
litik machen England ein möglichſt intimes Ver 
hältniß zu China wünſchens werth. 

— S. M. Kreuzer „Nautilus“, Komman- 
dant Korvetten⸗Kapitän Rötger, iſt am 8. April 
in Hongkong eingetroffen. 


Ausland. 

Wien, 6. April. Der während der Mini- 
ſterkriſte zeitwelſe in den Vordergrund getretene 
Herr Riſtics iſt von dem Korreſpondenten des „N. 
W. Tgöl.“ interviewt worden und hat bei der 
Gelegenheit ein beachtenswerthes Bild der ſerbi⸗ 
ſchen Finanzen entworfen. Als der Korreſpon⸗ 
dent behauptete, das Minifterium fet an vier 
Klippen gejpeitert : den Finanzen, der Armee, der 
Rückkehr des Metropoliten Michael und 
fiel ihm Riſties in's Wort und fagte: 

8 Es genügten dle erſten zwei Punkte, fie ſte⸗ 
hen in engſter Verbindung mit einander. Haben 
Sie Sinn und Verſtändniß für Ziffern? Dann 
bitte, hoͤren Sie folgenden Kalkül: Das Budget 
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Freitag, den 9. April 1886. 


Serbiens iſt mit 46 Millionen Dinars veran- 
ſchlagt. Nach den Kriegsereigniſſen und bei der 
Agrarkriſe kann der Effektiv-Eingang auf 36 
Milltonen geſetzt werden. Nun betragen die Aus- 
gaben für Verzinſung und Tilgung der Staats- 
ſchuld 15 Millionen, daran kann und darf nicht 
gerührt werden. Die Armee koſtet jährlich 14 
Millionen, die königliche Zivilliſte beträgt 1,2 
Millionen. Das macht zuſammen 30,2 Millio- 
nen. Es erübrigen alſo für den Dienſt der Ad- 
miniſtration 6 Millionen, derſelbe beanſprucht aber 
14 Millionen. Es ergiebt ſich daher ein Ab- 
gang von 8 Millionen. Woher die nehmen? 
Sie meinen durch neue Steuern und durch Fort- 
entwickelung der beſtehenden Steuern? Ich 
wollte das nicht, aus Gründen der Oekonomie 
des Volkes. Sparen läßt ſich nur bei der Armee, 
bei dem Budget der Armee ſollten 8 Millionen 
bereingebracht werden. Ich ſchlug daher dem 
Könige die Reduktion des Effektivbeſtandes der 
Armee vor; keine Zerſtörung der beſtehenden Or- 
ganiſation, ſondern nur die Rückführung derjel- 
ben auf ihre Kadres und Einführung der größ- 
ten Oekonomie. Ich liebe die Armee, aber in 
erſter Linie ſteht mir das Wohl des Volkes. 
Aber Se. Majeſtät genehmigten mir Alles, nur 
das gerade nicht das aber war die Baſts 
meines Finanzplanes, zu dem auch die Eröffnung 
neuer Einkommensquellen gehörte. 


Brüſſel, 7. April. Die radikalen Sozialiſten 
haben einen lebhaften Feldzug eröffnet, indem ſie 
verſichern, ein Mittel gegen das Elend der Ar- 
beiter in den Kohlengruben entdeckt zu haben. 
Sie machen deshalb den Vorſchlag, der Staat 
ſolle die Kohlengruben wieder in Beſitz nehmen, 
wie er auch dle Eiſenbahnen angekauft hat; dies- 
mal aber natürlich, ohne etwas zu bezahlen. Die 
Kohlengruben, jagen fie, find früher konzeſſionirt 
worden; der Staat hat alſo das Recht, fie wieder 
zu nehmen und fie dann Arbeiterſyndikaten zu 
überlaſſen, welche fie für ihre Rechnung und zu 
ihrem Nutzen ausbeuten könnten. Als ein be- 
merkenswerthes Zeichen der Zeit muß nun her⸗ 
vorgehoben werden, daß die Eigenthümer der 
Kohlengruben ſich bereit erklärten, die letzteren 
herzugeben, falls man ſich nur bereit erklärt, den 
Preis ihrer Maſchinen ſowie ihre ſonſt aufgewen- 
deten Kapitalien zurück zu erſtatten. Es geſchieht 
zum erſten Male, daß eine ſozialiſtiſche Idee in 
Belgien in dieſer Form vorgebracht wird, und 
daß die Intereſſenten, anſtatt jene zurückzuweiſen, 
ſich davon „entzückt“ zeigen. Unſere theoretiſchen 
Sozlaliſten find ganz erſtaunt über dieſe Wen- 
dung.“ 

Aus dieſen Mittheilungen würde hervorgehen, 
daß die Konjunktur für die Grubenbeſitzer gegen⸗ 
wärtig eine ſo wenig günſtige iſt, daß ſie eben 
vorziehen, ihren Beſitz gegen Entſchädigung dem 
Staate zu überlaſſen. 

Gent, 6. April. Ein noch unaufgellärtes 
Vorkommniß wird aus den Kohlenwerken von 
Mambourg, unweit Charleroi, gemeldet. Die dor⸗ 
tigen Werke find ſeit Beginn des Streikes von 
einer Abtheilung Infanterie beſetzt. Sonntag 
Nacht ſah einer der ausgeſtellten Poſten, wie ein 
Licht dem Hofe der Kohlengrube ſich näherte. Er 
rief: Wer da! worauf der Angerufene mit einem 
Schuſſe antwortete. Auch der Voften feuerte und 
nun begannen an mehreren Stellen gleichzeitig 
Schüſſe in der Dunkelheit aufzublizen. Aus dem 
Städtchen rückte Verſtärkung an und man begann 
die Gegend abzuſuchen, ohne jedoch dle Angreifer 
zu entdecken. Montag Mittag iſt in Folge deſſen 
von Charlerot aus Verſtärkung in Mambourg ein- 
gerückt. Auch in Leſſines dauert die Gährung 
noch fort, während in und um Lüttich faſt alle 
Streikenden die Arbeit wieder aufnehmen. 

Ueber das am Sonntag Mittag in dem be⸗ 
nachbarten Wetteren abgehaltene ſontallſtiſche Mer - 
ting erfahre ich noch Folgendes: Man hatte hier 
bei dieſem Anlaſſe ernſthafte Unruhen befürchtet 
und deshalb den Bahnhof von Wetteren durch ein 
Bataillon des 4. Regiments, 500 Mann ſtark, 
beſetzen laſſen, während eine Eskadron berittener 
Jäger in Quatrecht poſtirt war. Gendarmen und 
Soldaten beſetzten ſämmtliche längs der Straße 
von Gent nach Wetteren liegenden Fabriken. Die 
Sozialiſten zogen in Heinen Gruppen zu dem 
Verſammlungeorte, dem Boerenhof, einem Heinen 
Ausſpann am Auferften Ende des Städtchens. 
Ihre Zahl wird verſchieden angegeben, doch dürf⸗ 
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ten «3 ſchwerlich mehr als Vier- oder Fünfhundert 
geweſen ſein. Auf dem Hofe der Kneipe war 
eine Tribüne aufgeſchlagen, auf welcher die Häupt⸗ 
linge der Genter Sozialiſten, vier Mann hoch, 
Platz nahmen, von denen jedoch nur die beiden 
ſchon genannten Bürger, Anſeele und Van Beve⸗ 
ren, ſprachen. Erſterer nahm beſonders die Geiſt⸗ 
lichkeit aufs Korn, welche er als den größten und 
ſchlimmſten Feind der Arbeiter bezeichnete. Er 
hoffe — jo ſchloß er — es werde hier in Wet⸗ 
teren nicht wie anderwärts zu blutigen Ausſchrel⸗ 
tungen kommen, aber die Arbeiter ſollen nicht 
vergeſſen, daß ſie die Angegriffenen ſeien und das 
Recht und die Pflicht hätten, ſich zu vertheidigen. 
Zurück zum Bahnhofe gings in langem Zuge 
unter dem Geſang der „Marſeillaiſe“. In Gent 
zerſtreuten ſich die Arbeiter truppweiſe und in 
aller Stille. 

Paris, 6. April. Clovis Hugues geht nebſt 
anderen Deputirten der Arbeitergruppe der De- 
putirtenkammer heute Abend nach Decazeville ab. 
Die Verhaftung des Deputirten Basly iſt, wie 
es heißt, grundſätzlich deſchloſſen; die übrigen 
Deputirten ſollen in Decazeville von den Ge- 
tichtsbehörden überwacht werden und die Regie- 
rung wird bei dem geringſten Vergehen derſelben 
die Erlaubniß der Kammer zu ihrer Verfolgung 
beantragen. Im Miniſterrrathe berichtete der 
Miniſter des Innern, daß die Lage in Decaze⸗ 
ville ſich nicht gebeſſert habe und daß in Folge 
der Entlaſſung einer Anzahl von Arbeitern der 
Eiſenwerke von Fourchambault im Nievre - De- 
par ement gegenwärtig ca. 500 Familien brodlos 
ſeien. 

Mehrere franzöſiſche Biſchöfe haben an Grevy 
Schreiben gerichtet, in welchen ſie ihre Zuſtim⸗ 
mung zum Inhalt des Briefes des Karbinal- 
Erzbiſchofs von Paris erklären und gegen die in 
der Kammer gehaltene, die Gefühle der Katholt⸗ 
ken verletzende Rede Goblets Einſpruch erheben. 
Wie verſichert wird, werden faſt alle Biſchöfe 
Frankreichs Zuſchriften in dieſem Sinne an den 
Präſidenten Grevy abſenden. 


Rom, 3. April. Der franzöſiſche Journaliſt 
Henri des Hour-Morimbau, von einer franzöſt⸗ 
ſchen Spekulantengeſellſchaft, welche eine Anzahl 
römiſcher Zeitungen verſchiedenſter Farbe aufge⸗ 
kauft hatte, um damit finanzielle Geſchäfte zu 
machen, nach Rom geſchickt und mit der Direktion 
des „Journal de Rome“ beauftragt, machte ſeiner 
Zeit viel von ſich reden. Er vertrat in dieſem 
Blatte die Intereſſen der franzöſiſchen Legitimiſten 
und injofern dieſe mit den Intereſſen des Vati⸗ 
fans Hand in Hand gehen ſollten, des fanatiſch⸗ 
ſten Klerikalismus. Mit unvergleichlicher Frech⸗ 
heit docirte er in ſeinem Blatte, alle Chriſten 
der Welt ſeien vermöge der Taufe und als Söhne 
der Apoſtel die wirklichen Herren von Rom, die 
Italiener ſelen Eindringlinge und hätten nicht ein⸗ 
mal das Recht, den Anſpruch der übrigen Chriſten⸗ 
welt auf Rom zu diskutiren. 2 

Im Vatikan war man eine Zeit lang ent⸗ 


zückt von dem Feuer dieſes Verfechters der Legi⸗ 


timität und der weltlichen Papſtherrſchaft, aber 
ſeine maßloſen Ausſchreitungen und ſeine beſtän⸗ 


digen Angriffe auf die Peruginer Umgebung des 


Papſtes mußten nothwendig deren Feindſeligkeit 
erregen, welche ſich in einem zweiten vatlkaniſchen 
Blatte, dem „Moniteur de Rome“, Luft machte. 
Dieſer Bruderzwiſt artete ſchließlich in unſäglichen 
Skandal aus, da die italienische Prälatur keine 
Luft hatte, ſich im eigenen Haufe zu Gunſten aus⸗ 
ländiſcher Abenteurer, welche unter dem Mantel 
des Eifers für die Intereſſen des Papſtthums ne⸗ 
ben den Intereſſen politiſcher Legitimität jene der 
kosmopolitiſchen Finanzſpekulation verfolgten, er- 
propriiren zu laſſen. Das „Journal de Rome“ 
fiel alſo im Vatikan in Ungnade und der Brief 
des Kardinals Pitra an den holländiſchen Hetz⸗ 
kaplan Brouwers in Amſterdam ſchlug dem Faſſe 
den Boden aue. Herr des Hour wurde vom 
Papſte genöthigt, von der Direktton des „Jour⸗ 
nal de Rome“ zurückzutreten, deſſen Unterdrückung 
bald darauf vom Papſte angeordnet wurde. 5 
iſt begreiflich, daß des Houx und die Eigenthümer 

des Blattes dadurch, in ihren perſönlichen und 
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materiellen Intereſſen verletzt, ihre Klar en gegen 


den Despotismus Leo's XIII. und feiner Peruginer 
in alle Winde hinausſchrieen, und wer des Hour 
und ſein Temperament kannte, machte ſich vom 
Anfange an auf neuen Skandal gefaßt. Des 
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Hour ließ ſich Zeit, um feine Rache kalt zu ge⸗ 
nießen, denn erſt vor einigen Wochen publizirte 
er ſein Pamphlet gegen den Vatikan unter dem 
Titel „Souvenirs d'un Journaliste francais A 
Rome“ (Paris, Ollendorff 1886) und brachte 
damit den Vatikan und alle klerikalen Kreiſe 
Roms in unſägliche Aufregung. Das Buch könnte 
als Motto das Sprüchlein führen: wir find Pa- 
piſten, wenn und jo lange der Papſt unſere Be⸗ 
fehle ausführt, und iſt inſofern höchſt charakteriſtiſch 
für die Geſellſchaft, welche ſich unter dem Namen 


der einzig wahren Katholiken in der Welt herum- 


treibt. An ſich iſt das Buch höchſt unbedeutend, 
und würden darin den Peruginern und mittelbar 
dem Papſte ſelbſt nicht alle möglichen Verbrechen 
und böſen Abſichten gegen die katholiſche Kirche in 
die Schuhe geſchoben, ſo würde es in Rom ſehr 
wenige Leſer gefunden haben. f 

Da man aber hier von jeher auf vatika⸗ 
niſchen Skandal lüſtern iſt, geht das Libell von 
Hand zu Hand und wird von den Peruginern 
ebenſo bedingungslos verurtheilt, als von ihren 
Gegnern ſchadenfroh geprieſen. Die Liberalen 
haben natürlicher Weiſe ihre Herzens freude an 
dieſem vatikaniſchen Skandal und tragen das ihrige 
zur möglichſt weiten Verbreitung deſſelben bei, 
aber die beſte Reklame bereiteten ihm die Peruginer 
ſelbſt. Sie wußten es nämlich durchzuſetzen, daß 
das Buch von der Kongregation des Index ver- 
urtheilt wurde, deſſen Dekret die vatikaniſchen 
Blätter geſtern Abend veröffentlichten. Solche 
Ehre verdiente das Pamphlet keineswegs, und die 
von des Houx gemißhandelten Peruginer hätten 
leicht ein wirkſamerts Mittel finden können, ſich 
an ihm zu rächen und die kosmopolitiſche Bande, 
welche Klerikalismus und lukrative Geſchäfte be- 
treibt, vor aller Welt zu entlarven, abgeſehen da⸗ 
von, daß es höchſt fragwürdig iſt, ob ein Buch, 
welches in kirchlicher Hinſicht gegen kein Dogma 
verftößt, blos deshalb auf den Index geſetzt wer⸗ 
den könne, weil es einige kirchliche Würdenträger 
perſönlich verletzt oder verleumdet. Als guter Ka⸗ 
tholik wird des Houx ſich der Verurtheilung reu- 
müthig unterwerfen und ſein eigenes Werk miß⸗ 
billigen, aber ſeinen Zweck, dle Peruginer zu 
mißhandeln, und ihnen das in ſeinen Augen 
höchſte Verbrechen, Italiener zu fein und mit Italien 
in leidlichem Frieden zu leben, an den Hals zu 
werfen, hat er doch erreicht, und feine Verurthei⸗ 
lung wird nur zu einer noch weiteren Verbreitung 
ſeines Libells beitragen. 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 9. April. Die Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts vom 10. März d. J., 
betreffend den Streit der hieſigen Stadtverordne⸗ 
ten-Berfammlung gegen den Magiſtrat, veranlaßt 
die „Berl. Ger.⸗Ztg.“ in einem längeren Artikel, 
ſich über das auszulaſſen, was Gegenſtand der 
Beſchlüſſe und Berathungen einer Stadtverordne⸗ 
ten-Verſammlung ſein kann. Mit beſonderer Be- 
rückſichtigung des Urtheils vom 10. März d. J. 
ſchreibt fie: 

Der § 35 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853 beſagt: - 

„Die Stadtverordneten Verſammlung hat 
über alle Gemeinde⸗Angelegenheiten zu beſchlie⸗ 
ßen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem 
Magiſtrate überwieſen ſind. Sie giebt ihr 
Gutachten über alle Gegenſtände ab, welche 
ihr zu dieſem Zwecke durch die Aufſichts⸗Be⸗ 
hörden vorgelegt werden. Ueber andere als 
Gemeinde-Angelegenheiten dürfen die Stadtver⸗ 
ordneten nur dann berathen, wenn ſolche durch 
beſondere Geſetze oder in einzelnen Fällen durch 
Aufträge der Aufſichtsbehörde an ſie gewieſen 
ſind.“ 

Hiermit iſt der Geſchäfts-⸗ und Berathungs⸗ 
kreis der Stadtverordneten beſtimmt; die Inter- 
eſſen der Stadt und der Stadtgemeinde ſind das 
Geblet, in dem die Stadtverordneten ſich bewegen 
ſollen. Wir ſchließen bieran § 36 letzten Satz: 

„Die Stadtverordneten Verſammlung darf 
ihre Beſchlüſſe in keinem Falle ſelbſt aus- 
führen.“ 

Als Ausführungsmittel, ja zu jeder Beför⸗ 
derung eines Beſchluſſes, eines Briefes nach außer- 
halb, muß ſich die Stadtverordneten-Verſammlung 
des Magiſtrats bedienen. 

Aus dem Titel X, welcher von der Ober- 
aufſicht über die Städteverwaltung handelt, ſei 
zunächſt hervorgehoben, daß dieſelbe in den Städten 
von mehr als 10,000 Einwohnern (ausgenommen 
Berlin) von dem Regierungs- Präſidenten und 
dem Ober⸗Präſidenten geführt wird (v. Stengel, 
Organiſatlon der preußiſchen Verwaltung, Leip- 
zig, Duncker & Humblot, S. 120, 580); ſodann 
jagt 8 77: 

„Wenn die Stadtverordneten einen Beſchluß 
gefaßt haben, welcher deren Befugniſſe über- 
ſchreitet, geſetz- oder rechtswidrig iſt, oder das 
Staats wohl verletzt, jo iſt die Aufſichtsbehörde 
ebenſo befugt als verpflichtet, den Vorſtand der 
Stadtgemeinde zur vorläufigen Beanſtandung 
der Ausführung zu veranlaſſen. Dieſer hat 

hiervon die Stadtverordneten zu benachrichtigen 
und über den Gegenſtand des Beſchluſſes ſo⸗ 
fort an die Regierung zu berichten. Die Re⸗ 
gierung hat ſodann ihre Entſcheidung unter 
Anführung der Gründe zu geben.“ 

Durch § 15 des Geſetzes über die Zuflän- 
digkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts⸗ 
Behörden iſt auf die gegen den Beſchluß der 
Stadtverordneten einſchreitende Verfügung des 


ren gegeben. Die Klage iſt bei dem Bezirksaus⸗ 


S. 581). Berlin nimmt hier wiederum eine be⸗ 
ſondere Stellung ein, indem die Klage ſofort an 
das Oberverwaltungsgericht geht. (Zuſtändigkeits⸗ 
geſetz S 21. v. Stengel § 581.) 

Aus dieſer Ueberſicht über die Lage der Ge⸗ 
ſetzgebung wird man nunmehr entnehmen, wie es 
kommen konnte, daß das Oberverwaltungsgericht 
der Stadtverordneten-Verſammlung zu Stettin in 
ihrem Recht beitrat und dem § 35 der Städte⸗ 
ordnung eine Auslegung gab, welche von allen 
Gemeindevertretungen mit Freuden begrüßt wer⸗ 
den muß. 

Man bat gegen die Städteordnung vom 19. 
November 1808 den Vorwurf erhoben, daß das 
Aufſichtsrecht des Staates tin zu beſchränktes ge- 
weſen jet (v. Sengel a. a. O. S. 103). Folge- 
recht und den Zeitverhältniſſen entſprechend, war 
die Geſetzgebung deshalb bemüht, das Aufſichts⸗ 
recht zu verſtärken. Auf dieſem Wege iſt man 
dann zu dem § 35 der Städteordnung von 1853 
gelangt; zu ſeiner Sicherung iſt in dem Dber- 
verwaltungsgericht der höchſte entſcheidende Ge⸗ 
richtshof eingeſetzt. 

Wir haben hervorgehoben, daß in jeder Be⸗ 
ziehung der Thätigkeitskreis der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung in den Angelegenheiten der betreffen⸗ 
den Stadt ſeine Begrenzung findet. Gemeinhin 
werden deshalb die allgemeinen Staatsangelegen⸗ 
heiten den Erwägungen der Stadtverordneten ent- 
zogen ſein; keineswegs iſt dies aber nothwendig 
der Fall, jo daß man ſagen könnte: Alle Ange 
legenheiten, welche nicht ausſchließlich die Inter- 
eſſen der einzelnen Stadt betreffen, ſind von der 
Berathung und der Erörterung in der betreffen- 
den Stadtoerordneten⸗Verſammlung ausgeſchloſſen. 

Das hochzuhaltende Urtheil des Oberverwal— 
tungsgerichts entwickelt demgegenüber, daß eine 
für das Staatsganze in Ausſicht genommene 
Maßregel allerdings für eine einzelne Stadt von 
einem beſonderen Gemeindeintereſſe ſein könne. 
Sofern dies der Fall, und nicht etwa, was von 
dem Ernſt und der Würde einer den Geſetzen 
nachlebenden Verſammlung, wie wir meinen, nicht 
wohl anzunehmen ſein dürfte, die ſtädtiſchen In⸗ 
tereſſen zu einem Deckmantel genommen werden, 
um außerhalb des Kreiſes derſelben über allge- 
meine Staats angelegenheiten fi zu ergehen, — 
iſt die Stadtverordneten-Verſammlung zuſtändig, 
auf Grund des § 35 der Städteordnung von 
1853 Angelegenheiten, welche allerdings über den 
Gemeindebezirk hinausgehende Maßregeln und Ein- 
richtungen betreffen, zu erörtern. Wir meinen, 
das Oberverwaltungsgericht hat die Intereſſen der 
einzelnen Stadt und das das Staatsganze För 
dernde getroffen. 

Wie ſorgfältig auch die Vorberathungen für 
die Geſetze fein mögen, immerhin iſt es nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß die für die Zukunft in Ausſicht 
genommenen Maßregeln in einzelne kleine Staats- 
geblete, alſo z. B. in die Exwerbsverhältniſſe 
einer Stadt eingreifen, was der Staats-Regierung 
bisher überhaupt nicht bekannt, oder vielleicht von 
ihr unterſchätzt worden war. Hier gewährt der 
$ 35 der Städteordnung das Recht, zur Wah⸗ 
rung und Erhaltung der Intereſſen des Stadtbe⸗ 
zirkes die allgemeine Maßregel zu erwägen und 
zu erörtern. Keineswegs wird ſich die Erörte⸗ 
rung auf eine Kritik der Regierungsmaßregel 
überhaupt zu erſtrecken haben, ſondern nur auf 
die Einwirkung derſelben auf die beſonderen ge- 
meindlichen Interiſſen. If dies der Fall, jo 
wird es ſich leicht ereignen können, daß die Re⸗ 
gierung von Einflüſſen Kenntniß erhält, die ihr 
bisher unbekannt waren; es können dieſe bisher 
unbekannten Einflüſſe zu einer Bedeutung ſich ge⸗ 
ſtalten, daß fie auf den Beſchluß für das Staats- 
ganze von Beachtſamkeit werden. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus wollen unſere 
Leſer den § 35 der Städteordnung und das in 
voriger Nummer mitgethellte Urtheil des Ober⸗ 
Verwaltunge-Gerichts in Erwägung nehmen. Nicht 
nur die Staatsregierung hat das Wohl des 
Staatsganzen und der einzelnen Gemeinden im 
Auge, ſondern auch die einzelnen können und jol- 
len durch ihr Gedeihen für die Wohlfahrt des 
Staats ſorgen. Wo fie ihr Gedeihen bedroht 
ſehen, oder bedroht meinen, dürfen ſie ſelbſt über 
Maßregeln, welche nicht ausſchließlich Gemeinde- 
Angelegenheiten find, in Eröterung treten. Hter⸗ 
bei iſt von keiner Beſtrebung die Rede, den von 
der Staats-Regterung in Ausfiht genommenen 
Maßregeln entgegenzuwirken, wie es in Verken⸗ 
nung der Verhältniſſe und der Geſetze vielleicht 
erſcheinen könnte, ſondern von dem Willen und 
dem geſetzlich geregelten Streben, durch die Wohl⸗ 
fahrt der Stadtgemeinde für das Staatswohl mit- 
zuwirken. 


Stettin, 9. April. Bei einer Zwangevoll⸗ 
ſtreckung hatte der Gerichts vollzieher die Pfändung 
der im Gewahrſam des Schuldners belaſſenen und 
in verſchiedenen Räumen des Hauſes, ſowie in der 
Nähe deſſelben befindlichen Mobilien in der Weiſe 
vollzogen, daß er, anſtatt Siegel an jeden einzelnen 
gepfändeten Gegenſtand anzulegen, ein Verzeichniß 
der gepfändeten Gegenſtände aufnahm, dieſes Ver⸗ 
zeichniß in einem Zimmer des Hauſes aufhängte, 
und von dem Schuldner das über dieſen Hergang 
aufgenommene Protokoll unterſchreiben ließ. Die⸗ 
jes Pfändungs verfahren iſt von dem Oberlandes⸗ 
gericht zu Köln für unwirkſam erklärt worden, 
und das Reichsgericht, 2. Ztvilſenat, hat durch 
Urtheil vom 24. November v. J. die gegen dieſes 
Erkenntniß erhobene Reriſton zurückgewieſen. 

— Geſtern Nachmittag fand auf der Werft 


Magiſtrats die Klage im Verwaltungsſtreitverfah-[des „Vulkan“ der Stapellauf des zweiten Sub⸗ 


ventions-Dampfers für den Norddeutſchen Lloyd 


ſchuß anzubringen, und geht die Berufung an in Bremen ſtatt und verlief in günſtigſter Weiſe. 
das Oberverwaltungsgericht (v. Stengel a. a. O. Die Taufe vollzog Frau Direktor Stahl und 
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wurde das Schiff auf den Namen „Lübeck“ ge- 
tauft. 

— Heute, Freitag, beſchließt Herr Theodor 
Lobe als „Richter von Zalamea“ fein Gaſtſpiel 
und wünſchen wir dem bedeutenden Künſtler zum 
Abſchiede ein recht volles Haus. 

— Ein ſeltenes Schauſplel bot geſtern Nach 
mittag unſer Hafen im oberen Revier, es war 
zeitweiſe vom Waſſer nichts mehr zu ſehen, die 
ganze Oder glich einem Balkenlager. In Folge 
der ſtarken Strömung hat ſich das bei Piepen- 
werder, ſowie das bei Succrow's Speicher la⸗ 
gernde Floſſenlager gelöſt, die einzelnen Balken 
wurden mit dem Strom fortgetrieben und eilten 
mit großer Schnelligkeit der Stadt zu. Bald 
fanden ſie Hinderniſſe durch den Eisbrecher und 
die Brücken, beſonders die Neue Brücke und la⸗ 
gerten ſich vor dieſen Hinderniſſen, bald hatten 
ſich Tauſende von Balken von der Neuen Brücke 
bis in die Gegend von Succrow's Speicher auf⸗ 
geſtapelt und die Schifffahrt im oberen Revier 
war vollſtändig geſperrt. Leider iſt hierbei auch 
ein Unglücksfall zu beklagen, durch die anſtrömen⸗ 
den Hölzer wurde ein an der Oberwiek liegender 
Kahn, mit Weizen beladen, ſo ſtark beſchädigt, 
daß er ſank, glücklicherweiſe gelang es dem Kahn⸗ 
ſchiffer mit einer Familie, ſich auf die naheliegen⸗ 
den Kähne zu retten. — Wie ſchon bemerkt, 
glich die Oder einem großen Balkenlager, aber 
nicht nur von der Neuen Brücke bis zu Succrow's 
Speicher hatten ſich die Balken feſtgeſetzt, ſondern 
auch an der Langenbrücke, an den Fiſchdreweln 
und ſelbſt an der Baumbrücke und bildeten ein 
Hinderniß für die Schifffahrt, zu deſſen Beſeiti⸗ 
gung geſtern Abend die nöthigen Schritte unter⸗ 
nommen wurden. Der durch die fortgeriſſenen 
Flöſſe entſtandene Schaden iſt noch nicht zu be⸗ 
rechnen, doch iſt derſelbe ganz erheblich. 

— Dem Haupt-Steueramts- Aſſiſtenten D u b- 
berke zu Stargard i. P. ift der königl. Kro⸗ 
nen Orden vierter Klaſſe und dem evangeliſchen 
Lehrer Gauger zu Moltow im Kreiſe Kolberg⸗ 
Körlin der Adler der Inhaber des königl. 
Haus-Ordens von Hohenzollern verliehen. 


Aus den Provinzen. 


＋Paſewalk, 7. April. Wir können uns 
nicht erinnern, hierſelbſt ſchon einem Viehmarkt 
beigewohnt zu haben, welcher von Käufern und 
Verkäufern ſo ſtark beſucht war, als der heutige 
Marlt, welcher zum erſten Male auf dem alten 
Turnplatz beim Schützenhaus abgehalten wurde. 
Der Handel entwickelte ſich bald äußerſt lebhaft 
und fanden beſonders Pferde beſſerer Sorte ſchnel⸗ 
len Abgang, auch wurden ziemlich hohe Preiſe 
bezahlt. 


Kunſt und Literatur. 

Theater für heute. Stadttheater: 
Letztes Gaſtſpiel des Herrn Theodor Lobe. 
„Der Richter von Zalamea.“ Schauſpiel in 4 
Akten. 

Sonnabend: Volksthümliche Vorſtellung zu 
ermäßigten Preiſen. (Parquet 1 Mark.) „Ein 
Tropfen Gift.“ 


Vermiſchte Nachrichten. 


— In Durham (England) wurde dieſer 
Tage der Verſuch gemacht, das Wohnhaus des 
Herrn Tyzack, des Direktors der Süd Medomsley 
Kohlengrube, wo eben ein Strike im Gange iſt, 
mittelſt Dynamit in die Luft zu ſprengen. Die 
Familie wollte eben zu Bett gehen, als plotzlich 
eine heftige Detonation erfolgte, die das Haus in 
feinen Grundfeſten erſchütterte und den Vordertheil 
deſſelben ſchwer beſchädigte. Unter dem Fenſter 
wurden zwei mit Zündern verſehene Dynamit⸗ 
Patronen gefunden, wovon die eine explodirt, die 
andere aber nicht losgegangen war, da der Zün- 
der nicht richtig fungirt hatte, was ein Glück war, 
da ſonſt das ganze Haus unfehlbar zerſtört wor- 
den wäre und fämmtliche Inſaſſen umgekommen 
ſein würden. Die Urheber der That ſind bis jetzt 
noch nicht entdeckt worden. 

— (Aus der „guten“ alten Zeit.) In 
früheren Zeiten wurden gelegentlich größerer Hof⸗ 
feſtlichkeiten Schauſtellungen abgehalten, die heute 
unmoglich wären. — Ein Unternehmer, der es 
wagen würde, um die Erlaubniß zu einer Schau⸗ 
ſtellung im Genre der hier geſchilderten einzukom⸗ 
men, würde mit feinem Geſuch nicht ſchlecht ab⸗ 
fallen. Wir entnehmen den Memoiren des Her⸗ 
zogs v. Marlborough, als er den Hof Friedrichs J., 
Könige von Preußen beſuchte, nachſtehende 
Schilderung: Für unſere Unterhaltung ward ein 
Thiergefecht veranſtaltet. Ein Kavallerle-Pferd 
und ein Stier wurden auf den Plan gebracht, 
und dann ein Löwe, ein Tiger, ein Bär und ein 
Wolf, ſämmtlich ausgehungert, auf dleſelben loe⸗ 
gelaſſen. Der Tiger kroch kaßzenartig auf den 
Stier zu und, auf deſſen Rücken ſpringend, riß 
er ihn zu Boden. Da ſtürzten ſich alle andern 
Beſtien ebenfalls auf denſelben, um ſeinen Beſißz 
mit einander kämpfend. Der Wolf und der Ti- 
ger lagen bald todt am Boden. Sodann griff 
der Löwe den Bären wüthend an, erreichte aber 
wegen deſſen dicken Pilzes mit ſeinen Zähnen kei⸗ 
nen der edlen Theile; ſchliißlich faßte der Bär 
den Löwen in feinen Tatzen und drückte ihn jo 
gewaltig an ſich, daß er bald erſtickt zu Boden 
ſank. Während all dieſer Zeit graſte das kampf⸗ 
gewohnte alte Kavallerle-Roß in aller Ruhe, als 
wenn die ganze Geſchichte es nichts anginge. 
Sowie der Bär mit dem Löwen fertig war, 
wandte er ſich grimmig gegen das Pferd, das, 
die Ohren zurücklegend, ihm einen gewaltigen 
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Schlag in die Rippen verſetzte, hierdurch den \ 


Grimm des Bären reizend. Wie er ſſch jedoch 
zum zweiten Mal näherte, traf ihn das Pferd 
dermaßen mit beiden Hinterhufen, daß ihm der 
Kinnbacken zermalmt und der Schädel eingeſchla⸗ 
gen ward — wonach er auf der Stelle ver- 
endete. So war das Pferd, obwohl es nur mit 
einer der Beſtien zu kämpfen hatte, von den 
fünf Thieren allein noch am Leben und Herr des 
Schlachtfeldes. g 


— In der „Fr. Ztg.“ veröffentlicht Th. 
Winkler eine intereſſante Abhandlung über das 
Lachen, der wir Folgendes entnehmen: König 
Philipp II. „ſoll“ nur zwei Mal in feinem Leben 
gelacht haben, ein Mal Bei einer ebenſo 
künſtlich wie grauſam hervorgebrachten Katzen 
muſik, das andere Mal vor Freude, als er die 
Nachricht von der Bluthochzeit empfing. Ebenſo 
wird von ſeinem Feldherrn Alba behauptet, daß 
der düſtere Ernſt aus ſeinen Mienen nie gewichen 
fet, und von Karl XII. berichtet man, er habe 
nur ein Mal gelacht, und dies habe ein altes 
einfältiges Bauernwelb dadurch zuwege gebracht, 
daß es nach der Ueberrelchung einer Bitiſchrift 
vor dem Könige ſtehen blieb und denſelben un⸗ 
verwandt anblickte, obwohl der Monarch fi be- 
reits von ihr abgewendet hatte „Was wollt Ihr 
noch?“ fragte Karl XII. barſch, als er dies be⸗ 
merkte. „Es geht ein Gerede,“ ſagte die Frau 
in ihrer Naivetät, „Ew. Majeſtät hätten nie ge- 
lacht. Von einem ſo gnädigen und erhabenen 
Herrn kann ich das gar nicht glauben. . Bitte, 
bitte, Majeſtät, lachen Sie einmal, damit ich die 
Leute Lügen ſtrafen kann!“ — Und der König 
wurde von dieſem ſeltſamen Verlangen in der 
That ſo komiſch berührt, daß er in heiteres Ge⸗ 
lächter ausbrach. .. Auch Cromwell und Napo⸗ 
leon Bonaparte ſollen es nie über ein flüchtiges 
Lächeln gebracht haben, und darüber wird ſich ge⸗ 
wiß Niemand wundern, während Friedrſch der 
Große ſehr gern und Häufig lachte. Während 
der Regierung König Heinrich des Dritten von 
England erbielt Jeder, der Sr. Majeſtät ein 
Lächeln abgewann, einen Kronthaler; ja, unter 
der Herrſchaft Eduard des Vierten wurde die Er- 
regung der Heiterkeit des königlichen Herrn ſogar 
mit vier Kronthalern honorirt. Die Hofhaltungs⸗ 
rechnungen von damals führen dieſen Poſten öf- 
ters auf. So findet ſich für das Jahr 1477 
die Nota: „Während des Aufenthalts Sr. Ma- 
jeſtät zu Wollmir an den Jägerburſchen Maris, 
welcher bei der Jagd vor dem König ritt und 
öfters vom Pferde herunterpurzelte, worüber der 
Monarch herzlich lachte, acht Kronen verabreicht.“ 


Verantwortlicher Redakteur: W. Sievers in Stettin, 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Darmſtadt, 8. April. Prinz Alexander von 
Heſſen erhielt ein vom 7. d. M. datirtes Tele- 


———— — 


gramm aus Sofia, in welchem ihm Fürſt Alexan⸗- 


der meldet: Er habe das am 5. d. M. in Kon⸗ 
ſtantinopel von ſämmtlichen Mächten unterzeichnete 
Dokument erhalten. Da ſich daſſelbe nicht als 
türkiſch-bulgariſches Abkommen, ſondern als Macht⸗ 
ſpruch Europas bezeichne, fo habe er beſchloſſen, 
daſſelbe anzuerkennen unter Wahrung ſeiner Rechte 
in Bezug auf § 1. 

München, 8. April. Der Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich iſt heute früh hier eingetroffen und von der 
Prinzeſſin Giſela, dem Prinzen Leopold, dem Her- 
zog Ludwig und dem öſterreichiſchen Geſandten 
empfangen worden. 

Karlsruhe, 8. April Der Gelenkſchmerz bei 
dem Erbgroßherzog iſt geringer, in der Pleurltis 
und in dem Allgemeinbefinden iſt die günſtige 
Wendung anhaltend. 


Wien, 8. April. Angeſichts der in ruſſi⸗ 
ſchen Blättern immer lauter auftretenden Forde⸗ 
rung nach einem europälſchen Mandate zur mili⸗ 
täriſchen Intervention Rußlands in Bulgarien 
erllären hieſige Journale einmüthig, daß ſolch ein 
Mandat jeitens Europas nie ertheilt werden 
könne, denn dies hieße, Bulgarien an Rußland 
ausliefern, nachdem es ſich zur Selbſiſtändigkeit 
aufgerafft. 

Nachrichten aus Belgrad zufolge hielt Riſtic 
geſtern auf einem zu Ehren der ruſſiſchen Sant⸗ 
täte⸗Kolonne abgehaltenen Banket eine Rede, in 
welcher er unter Anderem fagte, der Zar habe 
ihm im vorigen Jahre die Verſicherung gegeben, 
daß, wie immer ſich auch die Verhältniſſe geflal- 
ten würden, er ſtets für die Unabhängigkeit Ser⸗ 
biens, dem er das größte Wohlwollen entgegen ⸗ 
bringe, eintreten werde. 

Patis, 7. April. Heute war das Gerücht 
von einem blutigen Konflikte in Decazeville an 
der Börſe verbreitet, ohne jedoch bis zur Stunde 
Beſtätigung gefunden zu haben. Den letzten De⸗ 
peſchen zufolge fordern die in Decazeville anwe⸗ 
ſenden Deputirten die Grubenarbeiter auf, in 
ihrem Widerſtande auszuharren, ſowie den Streit 
fortzuſetzen, zugleich aber die Ruhe nicht zu ſtö⸗ 
ren, um der Regierung nicht die angeblich er- 
wünſchte Gelegenheit zum Eiyſchreiten des Mile 
tärs zu geben. Pr 

Paris, 8. April. Das geſtrige Monſtre⸗ 
Proteſtmeeting unter Rocheforts Vorſiß war von 
etwa 3000 Menſchen beſucht und endete nach 


einer Reihe von wüthenden Reden mit Refolutio- 


nen der Sympathie für die Streikenden, den bal⸗ 
digen Triumph der ſoztalen Revolution und den 
beftigſten Drohungen gegen den Miniſter, dieſen 
Lakalen der kosmoponiſſchen Finanz. 

Rom, 8. April. Dem „Popolo Romano“ 
zufolge glaubt man, daß das Minifterium feine 
Entlaſſung einreichen werde. 


* 


